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Der 20 Senat des Bundessozielgerichts hat ohne

mündli«he Verhandlung am 449 Dezember 4975

durch den Vorsitzenden Richter 'B r g c k m a n n ,
die Richter F r i e d r i c h und DroK r a g n e y
und die ehrenamtlichen Richter E n d r e s
und B e e r

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen des—Urteil des

Lendessozielgerichts Rheinland—Pfalz vom ”5„ No—

vember 4972 wird zurückgewiesen„

Kosten des Revisionsverfehrens sind nicht zu er—

statteno '
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Die Klägerin —.im Zeitpunkt des Erlasses des angefochtenen

Bescheides eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung

(GmbH)‚ die im Laufe des Revisionsverfahrens in eine
Kommanditgesellschaft (KG) umgewandelt wurde —

betreibt

eine Schuhfabrik in Pirmasens° Sie ist Mitglied der Be—

klagten° Mit Bescheid vom 26° November 1968 verhängte die

Beklagte gegen ””l) () ii.i:;t.t‚jl<«.'f.‘.f.ll..-xf"?:11.„„2)\-1::::11‚;::;;:11;1R‘.t:3ii;;;1;;:1tiiifitij;11.i1'i..;
Geschäftsführer der Firma B Llihipli GmbH, Schuhfabrik‚

Pirmasens?‚als Gesamtschuldner eine Ordnungsstrafe von
85‚—— DM wegen grob fahrlässigen Verstoßes gegen die

Verpflichtung, einem der beiden Sicherheitsbeauftragten

ihres Betriebes die Teilnahme an den von ihr veranstalteten

Ausbildungslehrgängen zu ermöglichen° Da die Verletzung

‘der Unfallverhütungsvorschriften im Betrieb einer Gesell—

schaft mit beschränkter Haftung geahndet werde‚ seien die

Geschäftsführer zu bestrafen°

Der Verband der Schuhindustrie in Rheinland—Pfalz e„y°

' legte "im Namen und mit Vollmacht" der "Mitgliedsfirma

LHiÜÄL ■■„m

machte geltend, eine 0rdnungsstrafe sei nicht zulässig,

„3311“GmbH, Pirmasens", Widerspruch ein und

da'ä 710 der Reichsversicherungsordnung (EVO) nur im

Rahmen des Vierten Abschnittes, Teil A‚ nicht aber Teil B

des 5. Buches der RVO5 Zweiter Teil‚ anwendbar sei°

Die Beklagte wies am 5„ Dezember 4970 mit einem an
W1') Herrn O-r;r;11:;:R1;;fjf;;;:;3:;;;;;1;::‘.;1:"‚"“2) Herrn W:::;111111111'‚“R;;:t;;::111:1::1311:1t“'a
Geschäftsführer der Sehuhfabrik R 31152i115GmbH"‚ ge—
richteten Bescheid den Widerspruch als unbegründet zurück°
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Der Verband der Schuhindustrie in Rheinland—Pfalz hat für

die "Firma L:tx:r Hit;t;;jil GmbH, Schuhfabrik‚ Pirmasen8”‚
Klage erhoben und zur Begründung wiederum ausgeführt‚ es

‚
fehle an einer Rechtsgrundlage für die Ordnungsstrafe° Die

Vollmacht für den Geschäftsführer des Verbandes der Schuh—

industrie in Rheinland—Pfalz eQV° hat der Geschäftsführer

““ I:“*“““
v„

unterzeichnet und mit dem Firmenstempel
....... . 4....„..„„.-... .. „

versehen°

Das Sozialgericht (SG) hat mit Urteil vom 240 April 4972

die kllagc abgewiesen da die Firma R&jj113jjgzgegen & 9

der Unfallverhütungsvorschriften grob fahrlässig verstoßen

habe° Im Rubrum des Urteils ist als Klägerin die “Firma
L " .f...fifll ii fff.".'..l'.'.f.l■li'..II;.lIILQ.GmbH" aufgeführt

„

Die “FirmaL?:ii: Ram;“*“‚
„5; GmbH" hat Berufung eingelegt°

Die Vollmacht des Geschäftsführers des Verbandes der

Schuhindustrie in Rheinland—PfalzeN° ist wiederum von

011r b T:31;;;; unterzeichnetn

Das Landessozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom 450 Novem—

ber 1972 die Berufung zurückgewiesen und zur Begründung

“ausgeführt: Eine Beschränkung der Strafandröhung auf Ver—

stöße gegen unmittelbar der Unfallverhütung diénende Vor—

schriften über Schutzvorrichtungen an betrieblichen Ein—
richtungen ergebe sich nicht daraus‚ daß die Strafvorschrift

des 5 710 RVG in Teil A, die Bestimmungen über den Sicherm

heitsbe Mtragten in Teil B des Vierten Abschnittes des

Zweiten
&Teiles

des 5„ Buches der RVG enthalten seien°

Das LSG hat die Revision zugelassen„

Die “Firma Lflff_f R ”““*“ Gmb}" hat dieses Rechtsmittel...............................

eingelegt° Die Vollmacht des Geschäftsführers des Verbandes

der Schuhindustrie in Rheinland—Pfalz e V ist von Oif■;

BJ *ß;:ß;i'unterschrieben trägt den Stempel "L 1VKIZMi„WL
GmbH Schuhfabrik‚; Pirmasens"

!'l
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Die Revision führt aus: Die Ordnungsstrafe verstoße gegen

rechtsstaatliche Grundsätze, da 5 710 RVOauch nicht ent—
sprechend für Teil B gelte„ Auch dürfe eine Ordnungsstrafe

gegenüber einer Firma niclt ausgesprochen werden, Wenn

sich im Betrieb—niemand unter der Belegschaft bereit finde,

‘als Sicherheitsbeauftragter an einem Kurs teilzunehmen°

_Die Revision
beantragt,

unter Änderung des angefochtenen Urteils und

des Urteils des BG Speyer vom 240 April 1972

den Ordnungsstrafenbescheid vom 26 November

”968 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides

vom 5 Dezember 4970 aufzuheben

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurückzuweiseno

Sie hält das angefochtene Urteil für„zutreffend°

Der Senat hat der Klägerin mit Schreiben vom 7„ und
18„ September 4975 Gelegenheit gegeben, zu ihrer Prozeß—

führungsbefugnis und ggf, dazu Stellung zu nehmen, ob die

Firma L ;j;f;üjjjwwtggp lediglich irrtümlich anstelle der

' R *.;;:"t:;■;g;;_;__‘;;;;;;i1frt;i„Herren O;Ii und Nm als Klägerin aufgeführt
-ist„

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

II

Der Senat hat ohne mündliche Verhandlung entschieden;

die Voraussetzungen des 5 424 Abs° 2 des Sozialgerichts—
gesetzes (SGG) sind erfüllt°
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Die Revision ist zulässigo

—Der Verband der Schuhindustrie in Rheinland—Pfalz eoV° ist

eine Vereinigung von
Arbeitgeberniß° des S 466 Abs° 2

Satz 4 SGG° Nach 5 4 seiner Satzung bezweckt er die För—

derung und Nahrung der gemeinsamen Interessen seiner Mit—

glieder, und zwar auf fachlichem und arbeitsrechtlichem

Gebiet° Er verhandelt zu diesem ZweCk mit Behörden und an—'

deren Organisationen und ist berechtigt, Kollektivverträge

mit den Gewerkschaften abzuschließen° Die Mitgliedschaft

des Verbandes können nach S 7 Nr° 4 der Satzung alle in

das Handelsregister eingetragenen Unternehmer und Unter—

nehmungen (natürliche und juristische Personen) im Lande

Rheinland—Pfalz erwerben, die Schuhe, Schäfte oder andere
Schuhteile herstellen‚ die in der Regel in Schuhfabriken

angefertigt werden„ Die korporative Mitgliedschaft des‘

Verbandes können nach % 7 Nr° 4 der Satzung Zusammenschlüs—

se ven Unternehmungen und Unternehmern erwerben? die Teile

von Schuhen herstellen oder bestimmte Arbeitsgänge der

Schuhfcrtigung für andere in Lohn_a.sführen„ ' ‘

Die zulässige Revision ist jedoch nicht begründeto‘

Das LSG hat im Ergebnis mit Recht die Berufung der Klägerin

gegen das Urteil des SG zurückgewiesen°

Kläger sind nicht die Adressaten des Verwaltungsaktes der

Beklagten vom 26° November 4968; sondern Klägerin ist die

frühere Firma I”iIli'“ ZILEIIIÄ GmbH, die nunmehr in der

Rechtsform einer KG weitergeführt wirdo Dafür sprechen die

Bezeichnung der Klägerin in dem Verfahren vor dem SG und

dem LSG, die Prozeßvertretung durch den Geschäftsführer

des Verbandes der Schuhindustrie in Rheinland—Pfalz e„V„

und dessen Bevollmächtigüng durch 07T?''''''R Ifüft■■x;als Ge—

schäftsführer der Klägerin° Die vorsorglichen Rückfragen
‚\

, . ‚ 4
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des erkennenden Senats haben keine ausreichenden Anhalts—

punkte dafür ergeben, daß trotzdem in dem Rechtsstreit ‘

Kläger die Herren O““T.und U lfüi‚ktiii■ilil.sind und die

FirmaLiiiitgüitjttjrji GmbH_ nunmehrKG- nur irrtümlich
als Klägerin aufgeführt werden ist°

Die Klage der Firma h.„;;i”ugmüz:f*"“ GmbH nunméhr KG
ist Jedoch unzuläs sie Die Firma Lf■ii3 R ;„hi;„wz ist

nicht zur Führung des Prozesses im eigenen Namen gegen
die Festsetzung der Ordnungsstrafe in dem Bescheid vom

26° November 1968 befugt. Die Prozeßführungsbefugnis ist

eine unverzichtbare Prozeßvoraussetzung, die in jeder Lage

des Veifahrens von Amts wegen zu prüfen ist (BSG 6, 278,
/‘281; Brackmann, Handbuch der Sozialvérsicherung, ao bis

7° Aufl., s. 254mI)‚

Der Bescheid der Beklagten vom 260 November 4968 und der

Widerspruchsbescheid vom 5. Dezember 4970 sind an 0333“

und U """";3. U 1215; """"""""gerichtet Gemäß 5 774 EVO ist

diesen natürlichen
Personen

und nicht der Firma 1

R,:;73;;3; GmbH die Ordnungsstrafe als
Gesamtschuldner

auferlegt Sie sind durch die Bescheide beschwert und

prozeßführungsbefugt Die Firma LI:1 """"„
R 3313333. KG —

vormals GmbH — is t dagegen nicht befugt, im eigenen

Namen gegen den Ordnungsstrafenoescheid vom 260 November

1968 zu klagen° Eine gesetzliche Prozeßstandschaft der

Firma scheidet aus° Eine gewillkürte-Prozeßstandschaft

setzt nicht nur voraus, daß — was hier zugunsten der

'
und?,d

11‚._4

.'“233 die Firma L
_

“ R ““”;3333 Gmlezur Pro—

..................Klägerin unterstellt werden kann — 0

?:

zeßiührung ermächtigt
haben„

Eine gewillkürte Prozeß—

standschaft ist nur zulässig, wenn der Dritte‚außerdem
ein eigenes Rechtsschutzbedürfnis an der Geütendmachung

desRechtshat (vg-1°BSG40, 454, 454; BSGeozr Nr° ;
zu s 69 SGG, BGHZ 25, 250, 259/260; 35, 180„ 484; 38,

i
_ 7 -
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281‚;285; 48, 42, 15; Brackmann‚ aaO, S„ 254 m;
Peters/Sautter/Wolff, Kommentar zur Sozialgerichts—

barkeit, 4„ Aufl„‚ % 69 Anm° 2; Stein/Jonas/Pohle7
Kommentar zur Zivilprozeßordnung, 19h Aufl„7 VörbémQ

vor @ 50‚ Anm° II 7; Rosenberg/Schwab, Zivilprozeß—

recht, 40° Aufl97 1969, @46 III —4 S0 204)„ Diese
Voraussetzung ist nicht erfüllt° Der Bescheid der
Beklagten vom 26° November 1968 und auch der Wider—

spruchsbescheid vom 5„ Dezember 1970 sind gegen

OT““ und „„„„„. H3jg II;I‚als Gesamtschuldnér ge—
richtet Aus dem Bescheid vom 26 November 1968

kann die Beklagte nicht gegen die Firma L;jjj; ‘

E7TÄLIT GmbH — nunmehr KG — vollstrecken Auch

sonst
berührt

dieser Bescheid die Rechte der mit,

eigener Rechtspersönlichkeit ausgestatteten Firma

I jggf u :;;:jji: GmbH — nunmehr KG — nicht Das

Urteil des Bundesgerichtshofes (BGH) vom 44 Juli

1965 (LH Nr„ 46 zu 5 485 BGB = NJW 1965‚ 1962)

rechtfertigt ebenfalls keine andere Entscheidung°

Der BGH hat auch in dieser Entscheidung für eine

e\iillkürte Prozeßstandschaft ein eigenes Rechts—

chutzbedürfnis der Dritten vorausgesetzt und

:C
’)

O
T

)

oies es für die Klage eines Geschäftsführers einer

GmbH bejaht, mit der er eine Forderung der GmbH

mit deren Ermächtigung im eigenen Namen geltend

machte‚ da er 98 % der Geschäftsanteile innehatte
und deshalb an der Einziehung von Forderungen der

GmbH in nahezu demselben Maße interessiert war°
Der BGH hat "dieses erhebliche wirtschaftliche

Interesse des beherrschenden Gesellschafters als

rechtsschutzwürdig“ angeseheno Ein entsprechendes

erhebliches wirtschaftliches Interesse besteht
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jedoch nicht für den — hier vorliegenden — Fall, daß sich
die GmbH gegen eine ihre Gesellschafter persönlich als Ge—

samtschuldncr betreffende 0rdnungsstrafe von 85‚—— DM wen—

det° Die Firma mag hinsichtlich der gegenüber ihren Ge—

schäftsführcrn erhobenen Vorwürfe ein berechtigtes Inter—

esse an der Klärung des Sachverhalts und der Rechtslage

sowie an der Aufhebung der Ordnungsstrafe haben; ein

eigenes Rechtsschutzbedürfnis besteht jedoch nicht, da

sie durch den Ordnungsstrafenbescheid nicht in ihren

Rechten betroffen ist° Das LSG hat deshalb zu Recht die

Berufung der Klägerin zurückgewiesen Die Klage der Firma

l““■ """""lj”“”j;j GmbH — nunmehr KG — ist jedoch nicht

als
unbegründet

sondern als unzulässig abzuweisen

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 493 SGG°
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